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Satzung der Erste Erfurter Energiegenossenschaft eG

I. Firma, Sitz, Zweck und Gegenstand des Unternehmens

§1Firma und Sitz

1. Die Firma der Genossenschaft lautet Erste Erfurter Energiegenossenschaft eG

2. Die Genossenschaft hat ihren Sitz in Erfurt

§2 Zweck und Gegenstand

1. Zweck der Genossenschaft ist die Férderung des Erwerbs und der Wirtschaft der Mit-
glieder durch gemeinschaftlichen Geschéaftsbetrieb. Die Genossenschaft darf auch mit
Nichtmitgliedern Geschifte betreiben.

2. Gegenstand des Unternehmens ist:

a.

die Errichtung und Betreibung von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien
oder anderen umweltfreundlichen Energieanlagen, wie z.B. Photovoltaikanlagen,
Blockheizkraftwerken und Nahwirmenetzen,

der Absatz und Vertrieb der gewonnenen Energie in Form von Strom und/oder
Waiérme,

das Erbringen von Dienstleistungen und das Errichten und Betreiben von Anlagen
zur Steigerung von Energieeffizienz im Warme- und Elektrizitatsbereich,

. die Unterstiitzung und Beratung in Fragen erneuerbarer Energiegewinnung, Ener-

gieeffizienz und nachhaltiger Mobilitit einschlieBlich der Information von Mitglie-
dern und Dritten, sowie der Offentlichkeitsarbeit in diesem Bereich insbesondere
in Erfurt,

gemeinsamer Einkauf von Anlagen zur Erzeugung regenerativer Energien oder zur
Steigerung der Energieeffizienz oder fiir eine nachhaltige Mobilitat fiir Mitglieder
und Dritte,

sowie alles was mit den oben benannten Gegenstinden in Zusammenhang steht.
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Il. Mitgliedschaft

§3 Erwerb der Mitgliedschaft

1. Die Mitgliedschaft wird erworben durch eine von dem Beitretenden zu unterzeichnen-
de unbedingte Beitrittserklarung, die den Anforderungen des Genossenschaftsgesetzes
entsprechen muss, und Zulassung durch den Vorstand. Zugelassen werden kénnen nur
Mitglieder, die ihren Sitz oder Geschéftsstelle oder Wohnsitz, Zweitwohnsitz oder Ar-
beits-/Studien- oder Ausbildungsplatz in der Landeshauptstadt Erfurt haben, oder de-
ren Mitgliedschaft im Interesse der Genossenschaft liegt.

2. Das Mitglied ist unverziiglich in die Mitgliederliste (§ 14 Abs. 2 €) einzutragen und hiervon
unverzuglich zu unterrichten.

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft endet nur zum Schluss eines Geschéftsjahres durch Kiindigung (8 5) oder Tod
(§6) oder Auflésung einer juristischen Person oder einer Personengesellschaft (§ 7) oder Aus-
schluss (§ 8) oder Ubertragung des gesamten Geschaftsguthabens (§ 28).

§5 Kiindigung

1. Jedes Mitglied kann seine Mitgliedschaft zum Schluss eines Geschéaftsjahres unter Einhal-
tung einer Frist von drei Jahren schriftlich kiindigen.

2. Soweit ein Mitglied mit mehreren Geschaftsanteilen beteiligt ist, ohne hierzu durch Sat-
zung oder eine Vereinbarung mit der Genossenschaft verpflichtet zu sein, kann es schrift-
lich einen oder mehrere Geschéftsanteile seiner zusatzlichen Beteiligung zum Schluss ei-
nes Geschaftsjahres unter Einhaltung einer Frist von drei Jahren kiindigen.

§ 6 Ausscheiden durch Tod
1. Mit dem Tod scheidet ein Mitglied aus; seine Mitgliedschaft geht auf den oder die Erben
Uber.

2. Die Mitgliedschaft des Erben endet nicht mit dem Schluss des Geschéftsjahres, in dem
der Erbfall eingetreten ist, sondern wird fortgesetzt, wenn der Erbe die zum Erwerb er-
forderlichen Voraussetzungen erfillt. Wird der Erblasser durch mehrere Erben beerbt,
endet die Mitgliedschaft mit dem Schluss des auf den Erbfall folgenden Geschiftsjahres,
wenn sie nicht bis zum diesem Zeitpunkt einem Miterben tiberlassen wird. Die Uberlas-
sung ist wirksam mit Eintragung des Miterben in die Mitgliederliste; zu diesem Zweck
muss die Uberlassung von den Miterben rechtzeitig schriftlich dem Vorstand angezeigt
werden. Der Miterbe muss zum Zeitpunkt der Uberlassung die vorstehenden persénli-
chen Voraussetzungen erfillen.

§6 a Insolvenz eines Mitglieds

Wird Uber das Vermdogen eines Mitglieds ein Insolvenzverfahren eréffnet oder die Eréffnung ei-
nes Insolvenzverfahrens mangels Masse abgelehnt, so endet die Mitgliedschaft mit dem Schluss
des Geschiftsjahres, in dem das Insolvenzverfahren eréffnet oder die Er6ffnung mangels Masse
abgelehnt wurde.
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§7 Auflosung einer juristischen Person oder einer Personengesellschaft

Wird eine juristische Person des privaten oder 6ffentlichen Rechtes oder eine Personenhandels-
gesellschaft aufgeldst oder erlischt sie, so endet die Mitgliedschaft mit dem Schluss des Geschéfts-
jahres, in dem die Auflosung oder das Erléschen wirksam geworden ist.

§ 8 Ausschluss

1.

Ein Mitglied kann aus der Genossenschaft zum Schluss eines Geschiftsjahres ausge-
schlossen werden wenn

es trotz schriftlicher Aufforderung unter Androhung des Ausschlusses den satzungsma-

Bigen oder sonstigen der Genossenschaft gegenliber bestehenden Verpflichtungen nicht

nachkommt, insbesondere wenn wegen Nichterfillung einer Verbindlichkeit gerichtliche

Mafnahmen notwendig sind,

a. es seinen Sitz oder Wohnsitz aus dem Geschéftsgebiet verlegt oder sein dauernder-
Aufenthaltsort unbekannt ist,

b. es ein eigenes, mit der Genossenschaft in Wettbewerb stehendes Unternehmen be-
treibt oder sich an einem solchen beteiligt oder wenn ein mit der Genossenschaft in
Wettbewerb stehendes Unternehmen sich an dem Unternehmen des Mitgliedes be-
teiligt;

c. sich sein Verhalten mit den Belangen der Genossenschaft nicht vereinbaren lasst,

d. die Voraussetzungen fiir die Aufnahme in die Genossenschaft nicht vorhanden waren
oder nicht mehr vorhanden sind.

Fir den Ausschluss ist der Vorstand zustandig. Mitglieder des Vorstands oder des Auf-
sichtsrats kénnen jedoch nur durch Beschluss der Generalversammlung ausgeschlossen
werden.

Vor der Beschlussfassung ist dem AuszuschlieBenden Gelegenheit zu geben, sich zu dem
beabsichtigten Ausschluss zu du3ern. Hierbei sind ihm die wesentlichen Tatsachen, auf
denen der Ausschluss beruhen soll, sowie der satzungsmafige AusschlieBungsgrund mit-
zuteilen.

Der Beschluss, durch den das Mitglied ausgeschlossen wird, hat die Tatsachen, auf denen
der Ausschluss beruht, sowie den satzungsmaBigen AusschlieBungsgrund anzugeben.
Der Beschluss ist dem Ausgeschlossenen von dem Vorstand unverziiglich durch einge-
schriebenen Brief mitzuteilen. Von der Absendung des Briefes an kann das Mitglied nicht
mehr an der Generalversammlung teilnehmen und nicht Mitglied des Vorstands oder des
Aufsichtsrats sein.

Der Ausgeschlossene kann, wenn nicht die Generalversammlung den Ausschluss be-
schlossen hat, innerhalb eines Monats seit der Absendung des Briefes Beschwerde
beim Aufsichtsrat einlegen. Die Beschwerdeentscheidung des Aufsichtsrats ist genos-
senschaftsintern endgiltig. Es bleibt dem Ausgeschlossenen unbenommen, gegen den
Ausschluss den ordentlichen Rechtsweg zu beschreiten. Der ordentliche Rechtsweg ist
jedoch ausgeschlossen, wenn das Mitglied von der Beschwerdemoglichkeit keinen Ge-
brauch gemacht hat.
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§9 Auseinandersetzung nach dem Ausscheiden

1.

2.

3.

Fir die Auseinandersetzung zwischen dem ausgeschiedenen Mitglied und der Genos-
senschaft ist der festgestellte Jahresabschluss maf3gebend; Verlustvortrage sind je nach
Beschluss der Generalversammlung nach dem Verhaltnis der Gibernommenen oder der
satzungsgemaR zu Gibernehmenden Geschiftsanteile zu beriicksichtigen. Bei Ubertra-
gung des Geschaftsguthabens (§28) findet keine Auseinandersetzung statt, ebenso nicht
im Fall der Fortsetzung der Mitgliedschaft im Erbfall (§ 6 Abs. 2).

Dem ausgeschiedenen Mitglied ist das Auseinandersetzungsguthaben -vorbehaltlich der
Regelungen in Absatz 3 -binnen 6 Monaten nach dem Ausscheiden auszuzahlen. Dartiber
hinaus hat es auf die Riicklagen und das sonstige Vermoégen der Genossenschaft keinen
Anspruch. Die Genossenschaft ist berechtigt, bei der Auseinandersetzung die ihr gegen
das ausgeschiedene Mitglied zustehenden falligen Forderungen gegen das Auseinander-
setzungsguthaben aufzurechnen. Der Genossenschaft haftet das Auseinandersetzungs-
guthaben des Mitglieds fiir einen etwaigen Ausfall, insbesondere im Insolvenzverfahren
des Mitglieds als Pfand.

Soweit durch die Auszahlung des Auseinandersetzungsguthabens das satzungsgemaBle
Mindestkapital der Genossenschaft (§ 28) unterschritten wiirde, ist der Anspruch auf
Auszahlung ganz oder teilweise ausgesetzt, bis die Auszahlung ohne Unterschreitung
des Mindestkapitals wieder moglich ist. Von einer Aussetzung betroffene Anspriiche aus
Vorjahren werden, auch im Verhaltnis zueinander, mit Vorrang bedient.

§10 Rechte der Mitglieder

Jedes Mitglied hat das Recht nach Mal3gabe des Genossenschaftsgesetzes und der Satzung, die
Leistungen der Genossenschaft in Anspruch zu nehmen und an der Gestaltung der Genossen-
schaft mitzuwirken. Es hat insbesondere das Recht,

a. die Einrichtungen und Dienstleistungen der Genossenschaft nach MaBgabe der dafiir
getroffenen Bestimmungen und Vertrage zu nutzen,

b. an der Generalversammlung und an ihren Beratungen, Abstimmungen und Wahlen
teilzunehmen und dort Auskiinfte liber Angelegenheiten der Genossenschaft zu ver-
langen;

c. Antrage fur die Tagesordnung der Generalversammlung einzureichen oder bei Antra-
gen auf Berufung auBerordentlicher Generalversammlungen mitzuwirken; zu solchen
Antragen bedarf es mindestens des zehnten Teils der Mitglieder (§ 22 Abs. 2 und Abs.
4),

d. nach Malgabe der einschlagigen Bestimmungen und Beschliisse am Jahresgewinn
und an sonstigen Ausschiittungen teilzunehmen,

e. rechtzeitigvor Feststellung des Jahresabschlusses durch die Generalversammlung auf
seine Kosten eine Abschrift des Jahresabschlusses, gegebenenfalls des Lageberichts
und des Berichts des Aufsichtsrats zu verlangen,

f. die Niederschrift Giber die Generalversammlung, das zusammengefasste Priifungser-
gebnis und die Mitgliederliste einzusehen.
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§11 Pflichten der Mitglieder

Jedes Mitglied hat die Pflicht, das Interesse der Genossenschaft zu wahren. Es hat insbesondere

a.

den Bestimmungen des Genossenschaftsgesetzes, der Satzung und den Beschliissen
der Generalversammlung nachzukommen,

Geschaftsanteile nach Maf3gabe des § 28 zu ibernehmen und die Einzahlung auf den
Geschaftsanteil und auf weitere Geschéaftsanteile gem. § 28 zu leisten,

die geltenden Allgemeinen Geschéfts-, Lieferungs-und Zahlungsbedingungen, sowie
die Bedingungen fir die Nutzung der Einrichtungen der Genossenschaft und die dies-
beziiglichen Festsetzungen von Vorstand und Aufsichtsrat einzuhalten,

. Angebotsunterlagen, Preise und Konditionen, Rundschreiben und sonstige Informati-

onen der Genossenschaft gegenliber AuBenstehenden vertraulich zu behandeln,

der Genossenschaft jede Anderung seiner Anschrift, die Anderung der Rechtsform
sowie der Inhaber und Beteiligungsverhaltnisse unverziglich mitzuteilen,

ein der Kapitalricklage zuzuweisendes Eintrittsgeld zu zahlen, wenn dessen H6éhe
und Einzahlungsweise von der Generalversammlung festgelegt wird.
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lll. Organe der Genossenschaft

§12 Organe der Genossenschaft

Die Organe der Genossenschaft sind:

A. Der Vorstand
B. Der Aufsichtsrat

C.Die Generalversammlung

A. Der Vorstand

§13 Leitung und Vertretung der Genossenschaft

1.

Der Vorstand leitet die Genossenschaft in eigener Verantwortung. Er fiihrt die Geschifte
der Genossenschaft gemaR den Vorschriften der Gesetze, insbesondere des Genossen-
schaftsgesetzes, der Satzung und der Geschiaftsordnung fiir den Vorstand.

Der Vorstand vertritt die Genossenschaft gerichtlich und auBergerichtlich. Dabei kénnen
zwei Vorstandsmitglieder rechtsverbindlich fiir die Genossenschaft zeichnen und Erkla-
rungen abgeben (gesetzliche Vertretung).

§14 Aufgaben und Pflichten des Vorstands

1.

2.

Die Vorstandsmitglieder haben bei ihrer Geschaftsfihrung die Sorgfalt eines ordentli-
chen und gewissenhaften Geschiftsleiters einer Genossenschaft anzuwenden. Uber ver-
trauliche Angaben und Geheimnisse, namentlich Betriebs-oder Geschaftsgeheimnisse,
die ihnen durch die Tatigkeit im Vorstand bekannt geworden sind, haben sie Stillschwei-
gen zu bewahren.

Der Vorstand ist insbesondere verpflichtet,

a. die Geschafte der Genossenschaft entsprechend genossenschaftlicher Zielsetzung
zu flihren und sicherzustellen, dass Lieferungen und Leistungen ordnungsgeman er-
bracht und die Mitglieder sachgemald betreut werden, sowie 6ffentlich-rechtliche
Auflagen und Vertrage eingehalten werden,

b. eine Geschéaftsordnung im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat aufzustellen,

c. die fir einen ordnungsgemallen Geschéaftsbetrieb notwendigen personellen, sachli-
chen und organisatorischen MafZnahmen rechtzeitig zu planen und durchzufihren,

d. fir ein ordnungsmagiges, der Rechnungslegung sowie Planung und Steuerung dienli-
ches Rechnungswesen zu sorgen und dabei die Grundsatze ordnungsgemaBer Buch-
flihrung zu beachten,

e. Uber die Zulassung des Mitgliedschaftserwerbs und Giber die Beteiligung mit weiteren
Geschéftsanteilen zu entscheiden sowie die Mitgliederliste nach MalRgabe des Genos-
senschaftsgesetzes zu fiihren,

f. den Aufsichtsrat regelmaBig, auf Verlangen oder bei wichtigem Anlass unverziiglich,
Uber die geschaftliche Entwicklung der Genossenschaft, die Einhaltung der genossen-
schaftlichen Grundsatze und die Unternehmensplanung, insbesondere (ber den In-
vestitions-und Kreditbedarf, zu unterrichten,

9121



Satzung Erste Erfurter Energiegenossenschaft eG | Stand 13.10.2011

6 ERSTE ERFURTER
ENERGIEGENOSSENSCHAFT

g. dem gesetzlichen Prifungsverband Einberufung, Termin, Tagesordnung und Antrige
flir die Generalversammlung rechtzeitig anzuzeigen und dessen Beanstandungen zur
Geschéftsfiihrung zu beriicksichtigen,

h. spatestens innerhalb von fliinf Monaten nach Ende des Geschéftsjahres den Jahresab-
schluss und Lagebericht, soweit dieser gesetzlich erforderlich ist, aufzustellen und mit
dessen Bericht der Generalversammlung zur Feststellung vorzulegen.

i. im Prifungsbericht festgehaltene Mangel abzustellen und dem Priifungsverband da-
raber zu berichten.

§15 Zusammensetzung und Dienstverhaltnis

1.

Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern. Er wird vom Aufsichtsrat fiir ma-
ximal 5 Jahre bestellt. Wiederwahl ist zuldssig. Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden
bestimmen.

Der Aufsichtsrat schlieBt bei Bedarf namens der Genossenschaft die Dienstvertrage mit
den Vorstandsmitgliedern ab. Die Dienstvertrage werden vom Aufsichtsratsvorsitzen-
den namens der Genossenschaft unterzeichnet.

Fur die Kiindigung des Dienstverhiltnisses eines Vorstandsmitglieds ist der Aufsichts-
rat, vertreten durch seinen Vorsitzenden, zustandig. Die Beendigung des Dienstverhalt-
nisses hat die Aufhebung der Organstellung zur Folge.

Der Aufsichtsrat kann jederzeit ein Vorstandsmitglied seines Amtes entheben. Er ent-
scheidet (iber RegressmafRnahmen gegen im Amt befindliche Vorstandsmitglieder und
ausgeschiedene Vorstandsmitglieder.

Die Vorstandsmitglieder dirfen ihr Amt vor Ablauf der Amtsdauer nur nach rechtzeiti-
ger Ankiindigung und nicht zur Unzeit niederlegen, so dass ein Vertreter bestellt werden
kann; es sei denn, dass ein wichtiger Grund fiir die Amtsniederlegung gegeben ist.

§16 Willenshildung

1.

2.

3.

4.

Die Entscheidungen des Vorstands bedirfen grundsatzlich der Beschlussfassung. Vor-
standssitzungen sind nach Bedarf, in der Regel alle 2 Monate, mindestens jedoch 2 mal
pro Jahr einzuberufen. Naheres regelt die Geschaftsordnung fiir den Vorstand.

Der Vorstand ist beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte seiner Mitglieder mitwirkt. Er
fasst seine Beschliisse mit Mehrheit der gliltig abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleich-
heit gilt ein Antrag als abgelehnt. Ungiiltige Stimmen und Stimmenthaltungen werden
nicht mitgezahlt. Bei Beschlussfassungen tiber die Aufstellung oder Anderung der Ge-
schaftsordnung ist Einstimmigkeit erforderlich.

Beschliisse sind zu Beweiszwecken ordnungsgemal zu protokollieren. Die Protokolle
sind fortlaufend zu nummerieren. Sie sind von den an der Beratung mitwirkenden Vor-
standsmitgliedern zu unterzeichnen.

Wird Gber Angelegenheiten der Genossenschaft beraten, die die Interessen eines Vor-
standsmitglieds, seines Ehegatten, seiner Eltern, Kinder, Geschwister oder einer von ihm
kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person berihren, so darf das betreffende
Vorstandsmitglied an der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen. Das Vorstands-
mitglied ist jedoch vor der Beschlussfassung zu héren.
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B. Der Aufsichtsrat

§17 Aufgaben und Pflichten des Aufsichtsrats

1.

Der Aufsichtsrat hat die Geschéaftsfiihrung des Vorstands zu Giberwachen und sich zu die-
sem Zweck Uiber die Angelegenheiten der Genossenschaft zu unterrichten. Er kann jeder-
zeit Berichterstattung von dem Vorstand verlangen und selbst oder durch einzelne von
ihm zu bestimmende Mitglieder die Blicher und Schriften der Genossenschaft einsehen,
die Bestande des Anlage-und Umlaufvermogens sowie die Schuldposten und sonstige
Haftungsverhaltnisse priifen. Auch ein einzelnes Mitglied des Aufsichtsrates kann Aus-
kiinfte jedoch nur an den Aufsichtsrat verlangen.

Der Aufsichtsrat kann zur Erfilllung seiner gesetzlichen und satzungsmafigen Pflichten
aus seiner Mitte Ausschiisse bilden und sich der Hilfe von Sachverstandigen, insbeson-
dere des zustandigen Prifungsverbandes, auf Kosten der Genossenschaft bedienen.
Soweit der Aufsichtsrat Ausschiisse bildet, bestimmt er, ob diese beratende oder ent-
scheidende Befugnis haben; auBerdem bestimmt er die Zahl der Ausschussmitglieder. Ein
Ausschuss mit Entscheidungsbefugnis muss mindestens aus drei Personen bestehen. Ein
Ausschuss ist beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte der Mitglieder anwesend ist. Fiir
die Beschlussfassung gilt erganzend § 25.

Der Aufsichtsrat hat an der Besprechung des voraussichtlichen Ergebnisses der ge-
setzlichen Prifung (Schlussbesprechung) teilzunehmen und sich in der nichsten Gene-
ralversammlung (ber das Ergebnis dieser Priifung zu erklaren. Ebenso hat er dort zu
Jahresabschluss und Anhang sowie seine eigenen Prifungen Stellung zu nehmen. Die
Aufsichtsratmitglieder haben den Inhalt des Priifungsberichtes zur Kenntnis zu nehmen.

Einzelheiten Giber die Erflllung der dem Aufsichtsrat obliegenden Pflichten regelt die Ge-
schaftsordnung des Aufsichtsrats. Sie ist vom Aufsichtsrat nach Anhorung des Vorstands
aufzustellen und jedem Mitglied gegen Empfangsbescheinigung auszuhandigen.

Die Mitglieder des Aufsichtsrats diirfen keine nach dem Geschéftsergebnis bemessene
Vergltung (Tantieme) beziehen. Auslagen kénnen ersetzt werden. Eine Pauschalerstat-
tung dieser Auslagen beschliel3en Vorstand und Aufsichtsrat. Darliber hinausgehende
Vergutungen bediirfen der Beschlussfassung der Generalversammlung.

§18 Zusammensetzung und Wahl des Aufsichtsrats

1.

2.

3.

Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei Mitgliedern, die von der Generalversamm-
lung gewahlt werden.

Bei der Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats muss jeder Wahlberechtigte die Moglich-
keit haben, Giber jeden einzelnen Kandidaten abzustimmen.

Das Amt eines Aufsichtsratsmitglieds beginnt mit dem Schlu® der Generalversammlung,
die die Wahl vorgenommen hat, und endet am Schlul3 der Generalversammlung, die fiir
das dritte Geschéaftsjahr nach der Wahl stattfindet. Hierbei wird das Geschaftsjahr, in
welchem das Aufsichtsratsmitglied gewahlt wird, mitgerechnet. Die Generalversamm-
lung kann fir alle oder einzelne Aufsichtsratsmitglieder eine kiirzere Amtsdauer bestim-
men. Wiederwahl ist zulassig.
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4. Das Amt eines Aufsichtsratsmitgliedes endet vorzeitig, wenn es darauf beruht, dass das
Aufsichtsratsmitglied zur Vertretung einer juristischen Person oder Personengesell-
schaft berufen ist, die Mitglied der Genossenschaft ist, wenn diese Vertretungsbefugnis
endet.

5. ScheidenMitgliederim Laufe ihrer Amtszeit aus, so besteht der Aufsichtsrat bis zur nachs-
ten ordentlichen Generalversammlung, in der die Ersatzwahlen vorgenommen werden,
nur aus den verbleibenden Mitgliedern. Friihere Ersatzwahlen durch eine au3erordent-
liche Generalversammlung sind nur dann erforderlich, wenn die Zahl der Aufsichtsrats-
mitglieder unter die gesetzliche Mindestzahl von drei herabsinkt. Ersatzwahlen erfolgen
fiir den Rest der Amtsdauer ausgeschiedener Aufsichtsratsmitglieder.

§19 Konstituierung, Beschlussfassung
1. Der Aufsichtsrat wahlt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden sowie einen Stellvertreter.

2. Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte seiner Mitglieder anwesend
ist. Er fasst seine Beschllisse mit Mehrheit der gliltig abgegebenen Stimmen. Stimment-
haltungen und ungtiltige Stimmen werden nicht mitgerechnet. Bei Stimmengleichheit gilt
ein Antrag als abgelehnt; bei Wahlen entscheidet in diesem Fall das Los. § 25 gilt sinnge-
mag.

3. Eine Beschlussfassung ist in dringenden Fallen auch ohne Einberufung einer Sitzung im
Wege schriftlicher, fernschriftlicher oder telegrafischer Abstimmung oder durch Teleko-
pie zuldssig, wenn der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter eine solche
Beschlussfassung veranlasst und kein Mitglied des Aufsichtsrats diesem Verfahren wi-
derspricht.

4. Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch seinen Vorsitzenden, im Verhinderungsfall
durch dessen Stellvertreter, unter Mitteilung der Tagesordnung einberufen. Sie sollen
mindestens zweimal jahrlich stattfinden. Sie sind einzuberufen, wenn es der Vorstand
oder mindestens die Halfte der Aufsichtsratsmitglieder schriftlich unter Angabe des
Zwecks und der Griinde verlangt. Wird diesem Verlangen nicht entsprochen, so kénnen
die Antragsteller unter Mitteilung des Sachverhalts selbst den Aufsichtsrat einberufen.

5. Die Beschlisse des Aufsichtsrats sind zu Beweiszwecken ordnungsgemaf3 zu protokollie-
ren. Die Protokolle sind fortlaufend zu nummerieren. Sie sind von mindestens zwei Sit-
zungsteilnehmern zu unterzeichnen und mit den sonstigen Unterlagen bei der Genossen-
schaft aufzubewahren.

6. Wird Uber die Angelegenheiten der Genossenschaft beraten, die die Interessen eines Auf-
sichtsratsmitglieds, seines Ehegatten, seiner Eltern, Kinder, Geschwister oder einer von
ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person bertihren, so darf das betreffende
Aufsichtsratsmitglied an der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen. Das Aufsichts-
ratsmitglied ist jedoch vor der Beschlussfassung zu héren.

7. Die Mitglieder des Vorstands sind berechtigt, an den Sitzungen des Aufsichtsrats teilzu-
nehmen, wenn nicht durch besonderen Beschluss des Aufsichtsrats die Teilnahme ausge-
schlossen wird. In den Sitzungen des Aufsichtsrats hat der Vorstand die erforderlichen
Ausklinfte Giber geschiftliche Angelegenheiten zu erteilen. Bei der Beschlussfassung des
Aufsichtsrats haben die Mitglieder des Vorstands kein Stimmrecht.
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Uber die Grundsitze der Geschiftspolitik beschlieBen Vorstand und Aufsichtsrat nach

gemeinsamer Beratung und durch getrennte Abstimmung. Der Vorstand hat in folgenden

Fallen die Zustimmung des Aufsichtsrats einzuholen:

a. Erwerb, Bebauung, Belastung und VerauRerung von Grundstiicken und grundstiicks-
gleichen Rechten;

b. Erwerb und VeraufRerung von dauernden Beteiligungen;

c. Abschluss von Vertragen mit besonderer Bedeutung, insbesondere von solchen Ver-
tragen, durch die wiederkehrende Verpflichtungen in erheblichem Umfang fir die
Genossenschaft begriindet werden;

d. Verwendung von Riicklagen (§ 30);
e. Beitritt zu und Austritt aus Organisationen und Verbanden;

Hereinnahme von Genussrechtskapital, Begriindung nachrangiger Verbindlichkeiten
und stiller Beteiligungen;

g. Erteilung und Widerruf einer Prokura;
h. Festlegung des Tagungsorts der Generalversammlung, soweit diese nicht am Sitz der

i. Genossenschaft stattfindet.

C. Die Generalversammlung

§20 Ausiibung der Mitgliedsrechte

1.

2.
3.

4.

5.

6.

Die Mitglieder tiben ihre Rechte in den Angelegenheiten der Genossenschaft in der Gene-
ralversammlung aus.

Jedes Mitglied hat eine Stimme.

Juristische Personen tiben ihr Stimmrecht durch den gesetzlichen Vertreter, Personenge-
sellschaften durch ihre zur Vertretung ermachtigten Gesellschafter aus.

Mitglieder, deren gesetzliche Vertreter oder zur Vertretung ermachtigte Gesellschafter
kénnen sich durch Bevollmachtigte vertreten lassen. Mehrere Erben eines verstorbenen
Mitglieds (§ 6) konnen das Stimmrecht nur durch einen gemeinschaftlichen Bevollmach-
tigten ausiiben; gleiches gilt fiir Gesellschaften biirgerlichen Rechts. Ein Bevollmachtigter
kann nicht mehr als zwei Mitglieder vertreten. Bevollmachtigte kénnen nur Mitglieder
der Genossenschaft, Ehegatten, Eltern, Kinder oder Geschwister eines Mitgliedes sein
oder miissen zum Vollmachtgeber in einem Gesellschafts-oder Anstellungsverhaltnis
stehen. Personen, an die die Mitteilung Gber den Ausschluss abgesandt ist (§8 Abs. 4),
kénnen nicht bevollmachtigt werden.

Stimmberechtigte gesetzliche bzw. ermachtigte Vertreter oder Bevollmachtigte miissen
ihre Vertretungsbefugnis schriftlich nachweisen.

Niemand kann fir sich oder einen anderen das Stimmrecht ausiiben, wenn dariber Be-
schluss gefasst wird, ob er oder das vertretene Mitglied zu entlasten oder von einer Ver-
bindlichkeit zu befreien ist, oder ob die Genossenschaft gegen ihn oder das vertretene
Mitglied einen Anspruch geltend machen soll. Er ist jedoch vor der Beschlussfassung zu
héren.
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§21 Frist und Tagungsort

1.

Die ordentliche Generalversammlung hat innerhalb der ersten 6 Monate nach Ablauf des
Geschéftsjahres stattzufinden.

AuBBerordentliche Generalversammlungen kénnen nach Bedarf einberufen werden.

Die Generalversammlung findet am Sitz der Genossenschaft statt, sofern nicht Vorstand
und Aufsichtsrat einen anderen Tagungsort festlegen.

§22 Einberufung und Tagesordnung

1.

Die Generalversammlung wird durch den Vorstand, vertreten durch dessen Vorsitzen-
den, einberufen. Der Aufsichtsrat ist zur Einberufung berechtigt und verpflichtet, wenn
hierfiir ein gesetzlicher oder satzungsmaBiger Grund vorliegt oder wenn dies im Interes-
se der Genossenschaft erforderlich ist, namentlich auf Verlangen des Priifungsverban-
des.

Die Mitglieder der Genossenschaft kdnnen in Textform unter Angabe des Zweckes und
der Grinde die Einberufung einer au3erordentlichen Generalversammlung verlangen.
Hierzu bedarf es der Mitwirkung von mindestens einem Zehntel der Mitglieder.

Die Generalversammlung wird durch unmittelbare Benachrichtigung samtlicher Mitglie-
der in Textform oder durch Bekanntmachung in dem in § 35 vorgesehenen Blatt einbe-
rufen unter Einhaltung einer Frist von mindestens 14 Tagen, die zwischen dem Tage des
Zugangs (Abs. 6) bzw. der Veroffentlichung der Einberufung und dem Tage der General-
versammlung liegen muss. Bereits bei der Einberufung ist die Tagesordnung bekannt zu
machen.

Die Tagesordnung wird von demjenigen festgesetzt, der die Generalversammlung einbe-
ruft. Mitglieder der Genossenschaft konnen in Textform unter Angabe der Griinde ver-
langen, dass Gegenstdnde zur Beschlussfassungin der Generalversammlung angekiindigt
werden; hierzu bedarf es der Mitwirkung von mindestens einem Zehntel der Mitglieder.

Uber Gegenstinde, deren Verhandlung nicht so rechtzeitig angekiindigt ist, dass min-
destens 7 Tage zwischen dem Zugang der Anklindigung (Abs. 6) und dem Tage der Ge-
neralversammlung liegen, konnen Beschliisse nicht gefasst werden; hiervon sind jedoch
Beschliisse tber den Ablauf der Versammlung sowie (iber Antrage auf Berufung einer
auBerordentlichen Generalversammlung ausgenommen. Zu Antriagen und Verhandlun-
gen ohne Beschlussfassung bedarf es keiner Ankindigung.

In den Fallen der Absatze 3 und 5 gelten die Mitteilungen als zugegangen, wenn sie zwei
Werktage vor Beginn der Frist abgesendet worden sind.

§ 23 Versammlungsleitung, Priifungsverband

1.

2.

DenVorsitzinder Generalversammlung fihrt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein
Stellvertreter (Versammlungsleiter). Durch Beschluss der Generalversammlung kann der
Vorsitz einem anderen Mitglied der Genossenschaft, einem bevollméachtigten Vertreter
eines Mitgliedsunternehmens oder einem Vertreter des gesetzlichen Prifungsverban-
des libertragen werden. Der Versammlungsleiter ernennt einen Schriftfiihrer und erfor-
derlichenfalls Stimmzahler.

Vertreter des Priifungsverbandes und der genossenschaftlichen Spitzenverbande sind
berechtigt, an jeder Generalversammlung teilzunehmen und jederzeit das Wort zu er-
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greifen. Soweit das Gesetz die Einholung einer Stellungnahme oder eines Gutachtens des
Verbandes vorschreibt, ist diese rechtzeitig vom Vorstand der Genossenschaft zu bean-
tragen und den Mitgliedern auf Wunsch in Kopie auszuhandigen.

§ 24 Gegenstande der Beschlussfassung

1.

2.

3.

Die Beschliisse der Generalversammlung bedirfen der einfachen Mehrheit der gtiltig ab-
gegebenen Stimmen, soweit nicht das Gesetz oder die Satzung eine gréRere Mehrheit
vorschreibt.

Die Generalversammlung beschliel3t tGiber die im Genossenschaftsgesetz und in dieser
Satzung bezeichneten Angelegenheiten, insbesondere liber
a. Anderung der Satzung mit dreiviertel Mehrheit,

b. Umfang der Bekanntgabe des Priifungsberichts des Prifungsverbandes,

c. Feststellung des Jahresabschlusses, Verwendung des Jahresiiberschusses oder De-
ckung des Jahresfehlbetrages,

d. Entlastung des Vorstands und des Aufsichtsrats, wobei flir jedes Organ gesondert ab-
zustimmen ist;

e. Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats sowie Festsetzung der Verglitung an den Auf-
sichtsrat im Sinne von § 17 Abs. 5,

f. Widerruf der Bestellung von Mitgliedern des Aufsichtsrats mit dreiviertel Mehrheit,

g. Ausschluss von Vorstands-und Aufsichtsratsmitgliedern aus der Genossenschaft mit-
dreiviertel Mehrheit,

h. Verfolgung von Regressanspriichen gegen im Amt befindliche Aufsichtsratsmitglieder
wegen ihrer Organstellung mit dreiviertel Mehrheit,

i. Festsetzung der Beschrankung der Kreditgewdhrung (insbesondere Warenkredite)
gem. §49 des Genossenschaftsgesetzes,

j. Austritt aus genossenschaftlichen Verbanden, Zentralen und Vereinigungen,

k. Verschmelzung der Genossenschaft oder Anderung der Rechtsform mit dreiviertel
Mehrheit,

I. Aufnahme, Ausgliederung oder Aufgabe eines Geschéaftsbereichs, der den Kernbe-
reich der Genossenschaft beriihrt mit dreiviertel Mehrheit,

m. Auflosung der Genossenschaft und ggf. Fortsetzung der Genossenschaft nach be-
schlossener Auflosung mit dreiviertel Mehrheit.

n. Festsetzung eines Eintrittsgeldes

Eine Mehrheit von neun Zehntel der gliltig abgegebenen Stimmen ist erforderlich fiir eine
Anderung der Satzung, durch die eine Verpflichtung der Mitglieder zur Inanspruchnahme
von Einrichtungen oder anderen Leistungen der Genossenschaft oder zur Leistung von
Sachen oder Diensten eingefiihrt oder erweitert wird.

§ 25 Abstimmungen und Wahlen

1. Abstimmungen und Wahlen werden mit Handzeichen oder mit Stimmzetteln durchge-

fuhrt. Sie missen durch Stimmzettel erfolgen, wenn der Vorstand, der Aufsichtsrat oder
mindestens der vierte Teil der bei der Beschlussfassung hierliber giiltig abgegebenen
Stimmen es verlangt.
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Bei der Feststellung des Stimmenverhaltnisses werden nur die gliltig abgegebenen Ja-und
Nein-Stimmen gezahlt; Stimmenthaltungen und ungliltige Stimmen werden nicht beriick-
sichtigt. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt; bei Wahlen entscheidet in
diesen Fallen das Los. Fiir jeden zu wahlenden Kandidaten kann jeweils nur eine Stimme
abgegeben werden.

Wird eine Wahl mit Stimmzetteln durchgefiihrt, so hat jeder Wahlberechtigte so vie-
le Stimmen wie Mandate zu vergeben sind. Der Wahlberechtigte bezeichnet auf dem
Stimmzettel die vorgeschlagenen Kandidaten, denen er seine Stimme geben will. Gewahlt
sind die Kandidaten, die die meisten Stimmen erhalten.

Wird eine Wahl mit Handzeichen durchgefiihrt, so ist flr jedes zu vergebende Mandat ein
besonderer Wahlgang erforderlich. Gewahlt ist, wer die meisten Stimmen erhalten hat.
Sind nicht mehr Kandidaten vorgeschlagen, als Mandate neu zu besetzen sind, so kann
gemeinsam (en bloc) abgestimmt werden, sofern dem nicht widersprochen wird.

Der Gewahlte hat unverziiglich der Genossenschaft gegentiber zu erklaren, ob er die
Wahl annimmt.

§ 26 Auskunftsrecht

1.

2.

Jedem Mitglied ist auf Verlangen in der Generalversammlung Auskunft tGiber Angelegen-
heiten der Genossenschaft zu geben, soweit es zur sachgemafRen Beurteilung des Ge-
genstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunft erteilt der Vorstand oder der
Aufsichtsrat.

Die Auskunft darf verweigert werden, soweit

a. die Erteilung der Auskunft nach vernilinftiger kaufmannischer Beurteilung geeignet
ist, der Genossenschaft einen nicht unerheblichen Nachteil zuzuftigen, die sich insbe-
sondere auf Einkaufsbedingungen oder Kalkulationsgrundlagen bezieht,

b. die Fragen steuerliche Wertansatze oder die Hohe einzelner Steuern betreffen,

c. die Erteilung der Auskunft strafbar ware oder eine gesetzliche, satzungsmafige oder-
vertragliche Geheimhaltungspflicht verletzt wiirde,

d. das Auskunftsverlangen die personlichen oder geschiftlichen Verhaltnisse eines Drit-
ten betrifft,

e. es sich um vertragliche Vereinbarungen mit Vorstandsmitgliedern oder Mitarbeitern
der Genossenschaft handelt,

f. die Verlesung von Schriftstlicken zu einer unzumutbaren Verlangerung der General-
versammlung fihren wiirde.

§ 27 Versammlungsniederschrift

1.

Die Beschliisse der Generalversammlung sind zu Beweiszwecken ordnungsgemaf zu pro-
tokollieren. Dabei sollen Ort und Tag der Versammlung, Name des Versammlungsleiters
sowie Art und Ergebnis der Abstimmungen und die Feststellungen des Versammlungs-
leiters Uber die Beschlussfassung angegeben werden. Die Niederschrift muss von dem
Versammlungsleiter und dem Schriftfihrer sowie den anwesenden Vorstandsmitgliedern
unterschrieben werden; ihr sind die Belege (iber die Einberufung als Anlagen beizufligen
und ein Verzeichnis der erschienenen oder vertretenen Mitglieder und der Vertreter von
Mitgliedern beizufligen. Bei jedem erschienenen oder vertretenen Mitglied ist dessen
Stimmenzahl zu vermerken.
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Die Niederschrift ist mit den dazugehdrenden Anlagen aufzubewahren. Die Einsichtnah-
me ist jedem Mitglied der Genossenschaft zu gestatten.

IV. Eigenkapital und Haftung

§ 28 Geschiftsanteil/Geschiftsguthaben/Ubertragung/Mindestkapital

1.

Der Geschéftsanteil betragt 500 Euro. Er ist sofort nach Eintragung in die Mitgliederliste
voll einzuzahlen. Die Einzahlungen zzgl. sonstiger Gutschriften und abzliglich zur Verlust-
deckung abgeschriebener Betrage bilden das Geschaftsguthaben eines Mitglieds.

Ein Mitglied kann sich mit bis zu zehn Geschéaftsanteilen beteiligen. Dariiber hinaus
kann ein Mitglied sich nur mit Zustimmung des Vorstands mit weiteren Geschiftsan-
teilen beteiligen. Die Generalversammlung legt die maximal mégliche Beteiligung fest.
Die Beteiligung eines Mitglieds mit einem zweiten Geschéiftsanteil darf mit Ausnahme
bei einer Pflichtbeteiligung erst zugelassen werden, wenn der erste Geschéaftsanteil voll
eingezahlt ist. Fur die Einzahlungspflicht gilt § 28 | 2 entsprechend.

Ein Mitglied kann jederzeit, auch im Laufe des Geschaftsjahres, sein Geschaftsguthaben
durch schriftlichen Vertrag auf einen anderen Ubertragen und hierdurch aus der Genos-
senschaft ohne Auseinandersetzung ausscheiden, sofern der Erwerber bereits Mitglied
ist oder Mitglied wird. Die Ubertragung des Geschaftsguthabens ist nur zulissig, wenn
mit der Zuschreibung des Geschaftsguthabens des VerdulBerers der Gesamtbetrag der
Geschéftsanteile, mit denen der Erwerber beteiligt ist oder sich beteiligt, nicht Gber-
schritten wird.

Ein Mitglied kann sein Geschiaftsguthaben, ohne aus der Genossenschaft auszuscheiden,
teilweise Gbertragen und damit die Anzahl seiner Geschéaftsanteile verringern. Abs. 3 gilt
entsprechend.

Das Mindestkapital der Genossenschaft, das durch Riickzahlungen eines Auseinanderset-
zungsguthabens an ausgeschiedene Mitglieder oder durch Kiindigung einzelner Anteile
nicht unterschritten werden darf betragt 30 Prozent des Anlagevermdgens des letzten
Bilanzstichtages. Die Auszahlung des Auseinandersetzungsguthabens ist im Verhaltnis
aller Auseinandersetzungsanspriiche ganz oder teilweise ausgesetzt, solange durch die
Auszahlung das Mindestkapital unterschritten wiirde; von einer Aussetzung betroffene
Anspriiche aus Vorjahren werden, auch im Verhéltnis zueinander, mit Vorrang bedient.

Das Geschéftsguthaben darf, solange das Mitglied nicht ausgeschieden ist, von der Ge-
nossenschaft nicht ausgezahlt, nicht aufgerechnet oder im geschéaftlichen Betrieb der
Genossenschaft als Sicherheit verwendet werden. Eine geschuldete Einzahlung darf
nicht erlassen werden; gegen diese kann das Mitglied nicht aufrechnen.

Die Abtretung oder Verpfandung des Geschiftsguthabens an Dritte ist unzulassig und
der Genossenschaft gegentiber unwirksam. Eine Aufrechnung des Geschaftsguthabens
durch das Mitglied gegen seine Verbindlichkeiten gegeniiber der Genossenschaft ist
nicht gestattet. Flir das Auseinandersetzungsguthaben gilt § 10.
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§29 Gesetzliche Riicklage

1. Die gesetzliche Riicklage dient zur Deckung von Bilanzverlusten. Sie wird gebildet durch
eine jahrliche Zuweisung von mindestens 10 Prozent des Jahresiiberschusses zuzliglich
eines eventuellen Gewinnvortrags bzw. abzliglich eines eventuellen Verlustvortrags so-
lange die Riicklage 20 Prozent der Bilanzsumme nicht erreicht.

2. Uber die Verwendung der gesetzlichen Riicklage beschlieR3t die Generalversammlung.

§30 Andere Riicklagen

1. Neben der gesetzlichen kann eine andere Ergebnisriicklage gebildet werden (iber deren
Dotierung die Generalversammlung beschlie3t. Uber ihre Verwendung beschlieBen Vor-
stand und Aufsichtsrat in gemeinsamer Sitzung.

2. Werden Eintrittsgelder, Bauzuschiisse oder ein Agio erhoben, so sind sie einer zu bilden-
den Kapitalriicklage zuzuweisen. Uber ihre Verwendung beschlieBen Vorstand und Auf-
sichtsrat in gemeinsamer Sitzung.

3. Beider Aufstellung des Jahresabschlusses kann der Vorstand einen Teil des Jahrestber-

schusses, héchstens jedoch die Halfte in eine weitere Ergebnisriicklage einstellen. Uber
deren Verwendung beschlie3t der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats.

§ 31 Haftung der Mitglieder und Nachschusspflicht

Die Nachschusspflicht der Mitglieder ist ausgeschlossen. Fiir die Verbindlichkeiten der Genossen-
schaft haftet nur das Genossenschaftsvermaogen.

V. Rechnungswesen

§ 32 Geschaftsjahr und Jahresabschluss

1.

Das Geschéftsjahr der Genossenschaft beginnt am 01.01. und endet am 31.12.. Das erste
Geschéftsjahr beginnt mit der Eintragung der Genossenschaft und endet am 31.12. die-
ses Jahres.

Der Vorstand hat innerhalb von fiinf Monaten nach Ende des Geschiftsjahres den Jahres-
abschluss und den Lagebericht - soweit dieser gesetzlich erforderlichist - fiir das vergan-
gene Geschéftsjahr aufzustellen und diesen unverziglich dem Aufsichtsrat und sodann
mit dessen Bemerkungen der Generalversammlung zur Feststellung des Jahresabschlus-
ses vorzulegen.

Der Jahresabschluss und der Lagebericht - soweit dieser gesetzlich erforderlich ist -
nebst dem Bericht des Aufsichtsrats sollen mindestens eine Woche vor der Generalver-
sammlung in den Geschiftsraumen der Genossenschaft oder an einer anderen bekannt
zu machenden Stelle zur Einsicht der Mitglieder ausgelegt oder ihnen sonst zur Kenntnis
gebracht werden.

Der Bericht des Aufsichtsrats liber seine Priifung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts - soweit dieser gesetzlich erforderlich ist - ist der ordentlichen Generalversamm-
lung zu erstatten.
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§33 Verwendung des Jahresergebnisses

1.

2.

3.

4,

Uber die Verwendung des Jahresiiberschusses oder die Deckung eines Jahresfehlbetra-
ges beschliet die Generalversammlung.

Der Jahresuberschuss kann, soweit er nicht der gesetzlichen (§ 29) oder anderen Ergeb-
nisricklagen (§ 30) zugefiihrt oder zu anderen Zwecken verwendet wird, an die Mitglie-
der nach dem Verhiltnis ihrer Geschiftsguthaben am Schluss des vorhergegangenen
Geschiaftsjahres verteilt werden. Bei der Gewinnverteilung sind zusatzlich die im abge-
laufenen Geschéftsjahr auf den Geschiftsanteil geleisteten Einzahlungen vom ersten Tag
des auf die Einzahlung folgenden Kalendervierteljahres an zu berticksichtigen.

Soweit ein Jahresfehlbetrag nicht auf neue Rechnung vorgetragen oder durch Heranzie-
hung der anderen Ergebnisriicklagen gedeckt wird, ist er durch die gesetzliche Riicklage
oder durch Abschreibung von den Geschéaftsguthaben der Mitglieder oder der Ausein-
andersetzungsguthaben der ausgeschiedenen Mitglieder oder durch diese MalBnahmen
zugleich zu decken.

Werden die Geschaftsguthaben oder die Auseinandersetzungsguthaben zur Verlust-
deckung herangezogen, so wird der auf das einzelne Mitglied entfallende Verlustanteil
nach dem Verhiltnis der ibernommenen oder der satzungsgemal zu ibernehmenden
Geschéftsanteile aller Mitglieder bei Beginn des Geschiftsjahres, in dem der Verlust ent-
standen ist, berechnet.

VI. Liquidation, Bekanntmachungen, Gerichtsstand und Mitgliedschaften

§ 34 Liquidation

Nach der Auflésung erfolgt die Liquidation der Genossenschaft. Fir die Verteilung des Vermdgens
der Genossenschaft ist das Gesetz mit der MaRgabe anzuwenden, dass Uberschiisse nach dem
Verhaltnis der Geschiaftsguthaben an die Mitglieder verteilt werden.

§35 Bekanntmachungen

1.

2.

Die Bekanntmachungen der Genossenschaft werden in den gesetzlich vorgesehenen Fal-
len unter ihrer Firma in der Thiringer Aligemeinen Zeitung veréffentlicht. Der Jahres-
abschluss und die in diesem Zusammenhang offenzulegenden Unterlagen werden soweit
gesetzlich vorgeschrieben nur im elektronischen Bundesanzeiger unter der Firma der
Genossenschaft bekannt gemacht.

Bei der Bekanntmachung sind die Namen der Personen anzugeben, von denen sie aus-
geht.

§ 36 Gerichtsstand

Gerichtsstand fur alle Streitigkeiten zwischen dem Mitglied und der Genossenschaft aus dem Mit-
gliedsverhaltnis ist das Amts- oder Landgericht, das flir den Sitz der Genossenschaft zustandig ist.
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Erfurt, den 13.02.2011

Unterschriften:

) ERSTE ERFURTER

ENERGIEGENOSSENSCHAFT

20|21



(o’
Ll <
=3
Y v»
DI
L2
[a%
s

[N )
EG
=5
e
s

TT0Z0T°ST puels | 93 1jeyosuassouadaldaau] 4934n)ag 93sa3 Sunzies

21|21



	I. Firma, Sitz, Zweck und Gegenstand des Unternehmens
	§ 1 Firma und Sitz
	§ 2 Zweck und Gegenstand


	II. Mitgliedschaft
	§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft
	§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft
	§ 5 Kündigung
	§ 6 Ausscheiden durch Tod
	§ 6 a Insolvenz eines Mitglieds
	§ 7 Auflösung einer juristischen Person oder einer Personengesellschaft
	§ 8 Ausschluss
	§ 9 Auseinandersetzung nach dem Ausscheiden
	§ 10 Rechte der Mitglieder
	§ 11 Pflichten der Mitglieder


	III. Organe der Genossenschaft
	§ 12 Organe der Genossenschaft
	§ 13 Leitung und Vertretung der Genossenschaft
	§ 14 Aufgaben und Pflichten des Vorstands
	§ 15 Zusammensetzung und Dienstverhältnis
	§ 16 Willensbildung
	§ 17 Aufgaben und Pflichten des Aufsichtsrats
	§ 18 Zusammensetzung und Wahl des Aufsichtsrats
	§ 19 Konstituierung, Beschlussfassung
	§ 20 Ausübung der Mitgliedsrechte
	§ 21 Frist und Tagungsort
	§ 22 Einberufung und Tagesordnung
	§ 23 Versammlungsleitung, Prüfungsverband
	§ 24 Gegenstände der Beschlussfassung
	§ 25 Abstimmungen und Wahlen
	§ 26 Auskunftsrecht
	§ 27 Versammlungsniederschrift


	IV. Eigenkapital und Haftung
	§ 28 Geschäftsanteil/Geschäftsguthaben/Übertragung/Mindestkapital
	§ 29 Gesetzliche Rücklage
	§ 30 Andere Rücklagen 
	§ 31 Haftung der Mitglieder und Nachschusspflicht


	V. Rechnungswesen
	§ 32 Geschäftsjahr und Jahresabschluss
	§ 33 Verwendung des Jahresergebnisses


	VI. Liquidation, Bekanntmachungen, Gerichtsstand und Mitgliedschaften
	§ 34 Liquidation
	§ 35 Bekanntmachungen
	§ 36 Gerichtsstand



